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Zur Frage der Armenverſorgung auf den ausge- 
ſchiedenen Gutsgebieten. 
Von J. Parolla. 

Die Vereinigung von Menſchen zu der Geſellſchaft, die allgemein 
init dem Namen Gemeinde bezeichnet wird, geſchieht uuſtreitig in der 
Abſicht, um ſämmmtlichen in derſelben lebenden Mitgliedern gemeinſame 
Inlereſſen und Einrichtungen erreichen und pflegen zu laſſen. Daß die 
Armenverſorgung eine der wohlthätigſten Einrichtungen, zugleich aber 
auch einer der heiligſten commuualen Zwecke der Gemeinde iſt, braucht 
nicht erſt beſonders dargethan zu werden. Cs wäre nur lebhaft zu be⸗ 
dauern, wenn dasjenige Mitglied der Geſellſchaft, welches bisher der⸗ 
felben nach der Beſchaffenheit feiner moraliſchen und materiellen Kräfte 
zur Erhaltung der gemeinſamen Einrichtungen nützlich war, im Ver⸗ 
armungsfalle nicht den berechtigten Anſpruch hätte, daß die Geſellſchaft, 
der es die gemeſuſame Saft tragen geholfen, unn auch die ſeinige ver⸗ 
mindere. Die meiſten Geſetzgebungen unſeres eivlliſirten Welktherles 
waren daher beſtrebt, auf dem Principe der Humanität und dem des 
Naturrechtes gegründete Beſtimmungen zu erlaffen, durch welche den 
Gemeindemitgliedern im Falle der Verarmung und der Erwerbsunf⸗ 
higkeit die Verſorgung durch die Gemeinde geſichert werden ſoll. 

Namenklich find es die Gemeinde- und Heimatsgeſetze, welche 
die gegeuſeitigen Rechte und Pflichten, rückſichtlich der Armenverſorgung 
zwiſchen der Gemeinde einer⸗ und ihrer Mitglieder andererſeits regeln. 

Sämmtliche Lander in der eisleithaniſchen Hälfte des k. u. f. 
öſterreichiſchen Kaiſerſtagtes befigen in den einzelnen Provinzen ſpecielle 
Gemeindegeſeze und ein allgemeines Heimalsgeſeg, letzteres vom 
3. December 1863 (Nr. 105 R. G. B). Allein, obwohl ſowohl die 
Provinz⸗Gemeindeordnungen, als auch daß Heimatsgeſetz von den bes 
treffenden legislatoriſchen Fuctoren auf der Baſis der mit dem Reichs⸗ 
geſeze vom 5. März 1862 (Nr. 18 R. G. B)) vorgezeichneten grnnd⸗ 
ſäplichen Beſtimmungen zur Regelung des Gemeindeweſeus zu Stande 
gebracht wurden, und eigentlich nur eiue nähere Ansführung des eben⸗ 
erwähiten Grundgeſetzes enthalten ſollen, ift vou dieſem das Heimats⸗ 
geſetz doch abweichend, indem dacsſelbe einerſeits den Zweck und die 


Verpflichtung der Armenverſorgung auf den vou der Gemeinde ausge⸗ 


schiedenen Gutsgebieten illuſoriſch macht, andererſeltg denſelben aber 
Laften auferlegt, die ihnen nach den grundfäßlichen Beſtimmungen nicht 
obliegen, und ſogar mit den für die Gemeinden in demfelben Hei⸗ 
matsgefetze gegebenen Beſtimmungen im Widerſpruche ſich befinden. 
Es ſei mir geſtattet, die Motive meiner biesfälligen Anſicht, die ich 
aus den hier erwähnten Geſetzen ſelbſt geſchöpft habe, darzuthun. 

Artikel I des Grundgeſezes vom 5. März 1862 beſtinmmt; 

Alineg 1 „Jede Liegeuſchaft muß zum Verbande einer Orts⸗ 
gemeinde gehören.“ 

Alten 3. „Das Landesgeſetz beſtimmt, ob und unter welchen 
Bedmgungen der Großgrnndbeſitz von dem Verbande einer Orts⸗ 
gemeinde geſchieden behandelt werden könne.“ 

Altıca 4. „Jedenfalls darf dieſe Behandlung nur unter der Bu: 
dingung Plap greifen, daß der geſchiedene Grundbeſiß die Pflichten 
und Leiſtungen einer Ortegemeinde übernimmt ze.“ 

Dieſen geſetzlichen Beſtimmnungen analog lautet der $ 7 des Bu: 
cowiuger Laudesgeſehes vom 14. November 1863 (L. G. u. B. Bl, 
1863, VII. Stück, Nr. 10), betreffend die Gutsgebtete, wie folgt: 

„Dos Gutsgebiek hat alle Pflichteu und Leiſtungen einer Orts⸗ 
gemelude zu übernehmen.“ 

„Jur Erfüllung dieſer Pflichten und Leiſtungen tritt dasſelbe in 
die Amtswirkſamkeit eines Gemeindevorſtehers ꝛc.“ 

Zu deu als Gegenſtände des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der 
Gemeinde derſelben zugewieſenen Pflichteu nud Leiſtungen gehören un⸗ 
ter andern auch a) das Armenweſen und b) die Gemekudewohlthätig⸗ 
Teitdanftalten (punkt 8 des obigen Grundgeſetzes und ebenfalls Punkt 8 
dez § 27 der Bncowinger Gemeindeordnung vom 14. November 1863, 
Buc. L. G. u. V. Bl. 1863, VII. St., Nr. 9). 

Nach dieſen poſſtiven geſetzlichen Beſtimmungen hakte etz wohl 
den Auſchein, als habe das Gutsgebiet die Verpflichtung der Verſor⸗ 
gung der anf demſelben befindlichen Armen, da doch auch die Ge⸗ 
meinde eine gleiche Verpflichtuug rückſichtlich ihrer Armen hat, und 
dem Gutägebiete, wie nachgewieſen, alle Pflichten und Leiſtungen einer 
Ortsgemeinde obljegeu. Eine vergleichende Prüfung des beſteheuden 
Heimalsgeſetzes mit dem bereits erwähnten Grundgeſetze, dann der 
Bir. Gemeindeordnung und dem Geſetze betreffend die Gutsgebiete in 
der Bucowina läßt aber keinen Zweifel darüber aufkommen, daß ber 
von den letztereu Geſetzen eingehalteue Standpunkt vom Heimats⸗ 
geſetze ignorirt wird, was um fo bedauerkicher ift, als dieſeß nur eine 
nähere Ausführung des Grundgeſetzes enthalten ſoll, wie es im Ein⸗ 
gange zum Heimaksgeſetze vom 3. December 1863 ausdrücklich heißt: 
„Ju Ausführung des Artfkels 11 des Geſezes vom 5. Mär; 1862, 
R. G Bl. Nr. 18, finde ich zur Regelung der Heimatsverhältniſſe zc. 
mit Zuſtimmung beider Hänſer des Reichsrathes Nachſtehendes feſt⸗ 
uſetzen:“ 

0 BE lautet der § 1 des Heimatsgeſetzes: 

„Das Heimatsrecht in einer Gemeinde gewählt in 
derfelben das Recht des ungeſtörten Aufenthaltes und den Au⸗ 
ſpruch anf Armeuverſorgung.“ a 

Ferner beftimnet der § 22, Alinen 2 desſelben Geſeßes würflich 
Folgendes: 


„So welt die Armenverforgung in der Gemeinde die Pflichten 
und Mittel dieſer Anftalten und Stiftungen überſteigt, tft es Auf⸗ 
gabe der Gemeinde, ihre Heimatsberechtigken dm 
Verarmungsfalle zu unterſtützen.“ 

Die Pflichten der Gemeinde erſcheinen ſonach vom Geſetze deut⸗ 
lich und klar beftimmt, und aus der Norm rückſichtlich der Bildung 
der Gutsgebieke ergibt ſich, daß dieſelben für ſich ebenfalls ſolche 
Pflichten haben ſollen, daher eo ipso daraus folgt, daß die Gntsgebiete 
nicht verhalten werden können, zu den Ausgabe der Gemeinden auf 
Armenverforgung etwas beizutragen. 

Es gelte nun zu unkerſuchen, wie die Gutsgebicte rückſichtlich der 
ihrerſeſts zu erfüllenden Pflichten der Armenverſorgung vom Heimaks⸗ 
geſetze bedacht wurden. 

Da begegnen wir ein Gegenſtück zum § 1 und zur Alinea 2 
des § 22, nämlich den § 45 des Heimatsgefetzes, welcher lautet: 

„Auf ausgeſchiedeuen Gutögebleten kann ein Heimatsrecht nicht 
begründet werden.“ 

Da der § 1 des H. ©. dem Heimatsberechtigten den Anſpruch auf 
Armenverſorgung ausdrücklich nur in der Gemeinde gewährt, da ferners 
audererſeſts der $ 22, Alineg 2 des H. G. es ebenfalls nur als die Auf⸗ 
gabe der Gemeinde feſtſetzt, ihre Heiluatsberechtigten im Verarmungs⸗ 
falle zu unterſtützen, und da enblich der § 45 des H. G. eben fo aus: 
drücklich beſtimmt, daß auf dem Gntsgebiete kein Heimatsrecht er⸗ 
worben werden kaun, ſo folgt daraus, daß die auf dem Gutsgebiete 
Wohnenden, zur Beitragsleiſtung im Zwecke der Erhaltung der Ge⸗ 
meindewohlthaligkeitsanſtalten nicht Verpflichteten, in Verarmungsfalle 
von der Gemeinde, in der ſie heimatsberechtigt find, verſorgt werden 
müfſen und daß das Gutsgebiet, das nach dem Grnndgeſetze dieſelben 
Pflichten wie eine Ortsgemeinde zu erfüllen hätte, von der Arnien⸗ 
verſorgung befreit erſcheint. 

Die vermehrte Allsflihrung des Artikels II det Grundgeſetzes vom 
5. Muͤrz 1862 wird ſomit vom Heimatsgeſetze anſtatt zur Aus, 
gleichung der Pflichten des Gutsgebietes mit jenen der Ortsgemeinde, 
zur Eiuräumung einer Berechtigung, beziehungsweiſe Bevorzugung bed 
erſtern gegenüber der letztern gemacht. 

Dieſe Richtung bat in den erwähnten § 1, $ 22 und § 45 des 
Heimintsgeſetzes legalen Boden bine dem gegenüber der § 48 des 
H. G. eine bloße Illuſion euthält, au den pofſtiven Beſtümmungen der 
erſterwähuten drei Paragraphen aber nichts ändern aun; denn ber 
§ 48 des H. G. lautet zwar: 

„Im Uebrigen haben die in dem gegenwärtigen Geſetze rückſicht⸗ 
lich der Gemeinden enthaltenen Beſtimumngen, dem Artikel J des 
Geſetzes vom 5. März 1862, Nr. 18 R. G. Bl. gemäß, auch auf 
ausgeſchiedene Gutsgebiete Anwendung zu finden.“ 

Aber welche Anwendung ſollen die hier gedachten Beſtimmungen 
praktiſch finden können? Im Heimatsgeſetze iſt, wie oben angeinan⸗ 
bergefeht, für die Gemeinde die poſitive Verpflichtung der Verſorgung 
der heimatsberechtigten Armen normirt worden, während nicht be⸗ 
ſtinmt wurde, welche Gattung von Armen (mit Ausnahme des 8 46 
det H. ©.) das Gutsgebiet zu verſorgen verpflichtet jet 

Die Mitglteber derjenigen Gemeinde, aus deren Verband der 
vormals herrſchaftliche Grundbeſttz als Gutsbeſig ausgeſchteden wurde, 
dürften in dem Falle, als ſie während ihres zufälligen wohulichen 
Aufenthaltes auf dem Gutsgebiete auf die Armenverſorgung Anfpruch 
zu machen veranlaßt wären, dieſen ſchwerlich mit Erfolg beim Guts⸗ 
gebiete geltend nındeit, zumal das Gutsgebiet folche Arme an die 
Heinlatsgemeinde auf Grund des § 1 und des § 22, Alineg 2 des 
H. G. zur Verſorgung welſen würde, da doch dieſe Verpflichtung der 
Gemeinde gegenüber ihrer heimatsberechtigten Mitglieder geſetzlich be⸗ 
gründet erſcheint; — während dag Heimatsgeſetz den Fall nicht vor⸗ 
geſehen hat ob dieſe Verpflichtung der Gemeinde dann aufzuhören 
habe, wenn das unterſtützungsbedürftige Gemeindeglied auf dem Gnts⸗ 
gebiete wohne? 

Hiebei iſt aber auch der Umſtand zu berückſichtigen, daß der $ 2 
des Laudesgeſetzes vom 14. November 1863 (Buc. L. G. u. V. Bl. VII, 
10, 1868) es geſtattet, daß zwei oder mehrere aneinander gren⸗ 
zeude, vormals herrſchaflliche Grundbeſitzungen ſich im Einverſiändniſſe 
der Beſitzer und mit Bewilligung der politiſcheu Landesſtelle und des 
Landesausſchuſſes zu einem gemefuſchaftlichen Gutsgebiete vereinigen. 
Geſetzt nun deu Fall, die Beſitzer der vormals herrſchafterchen Grund⸗ 
ſtücke in den Gemeinden A, B. C und D vereinigen ſich zu einem ge» 
metufhaftlichen Gutsgebiete H; nun kommt es vor, daß ein in der 
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| Gemeinde A heimatsberechtigtes Mitglied auf demjenigen Theil des 
Gutsgebietes, das aus dem Verbaude der Gemeinde D ausgeſchieden 
wurde, wohnt, und eiuer Armenunterſtüzung bedarf; wer iſt nach dem 
Geſetze verpflichtet, fie zu leiſten? die Gemeinde A? oder die Ge⸗ 
meinde D? 

Das Heimatsgeietz enthält hierüber keine ausdrückliche Beſtimmung 
und es erſcheint demnach der Geſetzinterpretation ein welter Spiel⸗ 
ranm gelaſſeu. 

Die vortheilhafte Stellung der Gutsgebiete, wie ſie aus den 
bisher Dargeſtellten hervorgeht, wird aber vom Heimatsgeſetze anderer⸗ 
ſeits, und zwar zuwider dem Grundgeſetze vom 5. März 1862, auch 
geſchmälert, indem dem Gntsgebiete in gewiſfen Fällen größere Pflich⸗ 
ten als der Orksgemeinde auferlegt werden. Es lantet näutlich der 
9 27 des H G.: 

„Die Verſorgung der nach § 19 sub 1 zugewieſenen 
Perſouen im Verarmungsfalle haben ſämmtliche Gemein 
den des Stellungsbezirkes, welchen dieſelben zu Gute ges 
rechuet wurden, zu übernehmen.“ 

„Den Gemeinden gebührt ans Laudes mitteln die 
Vergütung des Aufwandes für die Armenverſorgung derjenigen Per⸗ 
fonen , welche denſelben vermöge ihrer Geburt ju einer im Gemeinde⸗ 
gebiete befindlichen öffentlichen Gebäranſtalt nach § 19 sub 3 
zugewieſen werden.“ 

Hingegen § 46 des H. G.: 

„Treten die im § 19 bezeichneten, die Znweiſung eiue Heimats⸗ 
losen beſtimmenden, Umſtände in einem vom Gemeiudeverbande ge⸗ 
schiedenen Gutsgebiete ein, ſo iſt der Heimateloſe, mit Berückfichti⸗ 
gung aller maßgebenden Verhältniſſe einer der angrenzenden, in dem⸗ 
ſelben politiſchen Bezirke gelegenen Gemeinden zuzuweiſen.“ 

Dann § 47 H. G. 

„Die Laſt der Armenverſorgung der nach vorigem Pre 
ragraphe zugewieſenen Heimatsloſen haftet anf dem ausgeſchtede⸗ 
nen Gutsgebiete.“ (Ausnahmslos. ) 

Es fragt ſich nun, weßhalb der § 47 des H. G. die Guts⸗ 
gebiete mit größeren Laſten bedacht, als ess nach § 27 deßzſelben Ge, 
ſetzes rückſichtlich der Gemeinden beſtimmt wurde, da doch der Artlkel I 
des Grundgeſetzes vom 5. März 1862 bloß beſtimnit, daß der geſchie⸗ 
dene Grundbeſitz die Pflichten und Leistungen einer Ortsgemeinde, 
nicht aber auch größere — übernehme. 

Mögen Ba wenigen Andeutungen competenten Orte auerkannt 
werden und eine ehebaldige angemeſſene Berichtigung des beſteheuden 
Heimatsgeſetzes veranlaſſen 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Betreffend Venfiond :(#tat für Witwen penſiouirter früher im 
Ungarn angeſtellt geweſener k. k. Beamten, welche ihrerſeits die 
Penſion aus dem k. k. öſterr, Penſions⸗Etat bezogen haben. 


Der durch die Umgeſtaltung des Verwaltungsorganismus in Ste⸗ 
benbürgen dortlands entbehrlich gewordene Bezirkaamtsadjunct Sch. 
wurde im Jahre 1861 dem Bezirksamte iu Cz. in der Bukowing 
zur einſtweiligen Verwendung zugewieſen. In Folge fortdauernder 
Kränklichkeit wurde Sch. Ende December 1863 über Autrag der im 
Staatsminiſterium behufs Sichtung der disponihlen Beamten zuſam⸗ 
mengeſetzten Eommiſſton in den bleibenden Ruheſtand verſetzt. Später⸗ 
Hin erwirkte Sch. anch eine Erhöhung der normalmäßigen Penſfion. 
Nach dem im Jahre 1869 erfolgten Tode des gedachten Bezkrksamtz⸗ 
adjnncten [dritt feine Witwe beim Mimfterhm des Innern um die 
Flüfſigmachung der ihr gebührenden Penſion ein. Dieſes Miniſterinm 
trat das Penſtonsgefuch an das ungariſche Miniſterium des Innern 
zur competenten Erledigung ab, weil der Gatte der Bittſtellerin zu⸗ 
letzt in Siebenbürgen gedient hatte Das ungariſche Miniſterium des 
Juuern aber ſendete die Eingabe der Witwe Sch es wieder an das 
erſtgenannte Miniſterinm mit dem Bemerken zurück, „der Bezirksamts⸗ 
adjunct Sch. habe ſeinen Ruhegeunß nicht aus dem ungaxiſchen Peu⸗ 
ſions⸗Etat, ſondern im Siume der für die in Ungarn, Slebenbürgen zr. 
disponibel gewordenen und nicht hierlands zuſtändigen Staats beautten 
beſtehenden Vorſchriften auf Rechnung der jenjertigen Reichshälfte be⸗ 


zogen und fer auch die Erhöhung feines normalmäßtgen Ruhegenuſſes 
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nicht von Seite der Hofkanzlei, ſondern durch das beſtandene Staats⸗ 
miniſterium erwirkt worden.“ 

Hierauf hat das öſſerreichiſche Miniſterium des Innern im Ein 
vernehmen mit dem k. k. Finanzminlſterinm die Peufivutzübernahme der 
Witwe definitiv abgelehnt. R 

Die diesfalls beſtimmend gewordenen in der Zuſchrift des k.k. 
Miniſteriums des Innern vom 24. April 1870, 3. 6286, enthaltenen 
Motive lauten: „Es wurde wiederholt der Grundſaß ausgeſprochen, 
daß für die Entſcheidung der Frage über die Competenz bei Bemeſ⸗ 
fung und Anwelſung des Verſorgüngsgenuſſes für einen Staatediener 
und beziehungswelſe für feine hinterbliebenen Angehörigen der Ort 
feiner letzten definitiven Anſtellung, und nicht jener feiner zeit⸗ 
eiligen Verwendung maßgebend iſt. Sch. wurde zwar von der Sich⸗ 
tungstommiſſion bes beſtandenen Stagtsminiſtertums in den Ruheſtand 
verſetzt und es wurde auch von dieſem Miniſterium ohne Interveni⸗ 
rung der ehemaligen fiebenbürgiſchen Hofkanzlei die Penfivnserhöhung 
für den Genannten erwirkt. Diefer Vorgang entjprach eben dem da⸗ 
mals eingehaltenen Syſteme, wornach die MA eier auf bie normale 
mäßige Behandlung der vor Errichtung dieſer Hofkanzleien in Ungarn 
und deſſen Nebenlänbern augeſtellt geweſenen, zufolge der Umgeſtal⸗ 
tung des Verwaltungsorganiemutz dafelbſt in Slsponibilttät verſetzten 
und ſodann im diesſeitigen Verwaltungsgebiete verwendeten, Sunckio: 
näre überhaupt keinen Einfluß nahmen. Abgeſehen hiervon ilt jedoch 
der Modus der Penſtonsbehandlung des Sch. für die Competenz zur 
Bewilligung und für die Verpflichtung zur Beſtreitung der Penſion 
für die Witwe eines derartigen Functlonärs nicht maßgebend, ſonbern 
es iſt vielmehr in dieſer Beziehung nach dem Abſatz 5 der mit dem 
f. ungariſchen Mluiſterum ans Auloß der Trenuung der früher ge⸗ 
meinſamen Finanzverwaltung getroffenen Vereinbarung vom 8. März 
1867 vorzugehen, wornach bie Penfionen der Witwen von jener Ver⸗ 
waltung anzuwelſen find, bei welcher der verſlorbene Gatte derſelben zus 
letzt gedient hat, d. i. definitiv bedienſtet war. Sch e Ruhegehalt 
hatte eben deßhalb, weil en zur Zeit der oben erwähnten Vereinbarung 
auß dem dießſeitigen Penſions⸗Etat beſtritten worden, im Sinne des 
Abſatzes 5 dieſer Stipnlation die eisleithanſſchen Finanzen zu treffen. 
Es kanu aber dieſer Umſtand kein Metiv dafür abgeben, daß auch der 
erſt neu anzuweiſende Verſorgungsgenuß für feine zurückgeblieben 
Witwe den diesſeitigen Penſiong⸗Etat belaſten müſſe, Gbenſowenig ift 
das Princip der Natlonalität hinſichtlich der Beſtreitung der Ruhe⸗ 
genüffe für Rechnung des dieszſeittgen oder des k. ungariſchen Pen- 
tous⸗Etats maßgebend, da gerade dieſetz, behufs der Theilung des Ver⸗ 
ſorgungsaufwandes zwiſchen beiden Reichshälften früher in Anxegung 
gebrachte Princip von Seite Ungarns licht angenommen worden tft 
und demzufolge die Verſorgungsgenüſſe nicht nur für die bei den 
früher gemeiuſamen Staatsbehörden, ſondern auch für die bei den bes 
ſtandenen Hofkanzleien angeftellt geweſenen Functlonäre, welche letztere 
größtentheils der ungariſchen Nationalität: angehörten, ſowie für deren 
hinterbliebene Angehörige unter die theilweiſe aus den diesseitigen und 


theilweiſe aus den ungariſchen Finanzen zu beſtreitenden gemeinſchaft⸗ 
lichen Civllpeuſionen gereiht wurden.“ M. 


Die Erben eines Subjectes, welches Pächter einer Gemeindejagd 
iſt, ſuccediren auch in das Jagdpachtrecht. 


Am Ende des Jahres 1870 ſtarb der Pächter der Gemeinde⸗ 
jagd D. Die Erben und Rechtsnachfolger dez Ingdpächters übten die 
Jagd weiter aug, weil ſie, wie ſte ſagten, auch in das Jagdpachtrecht 
ihres Erblaſſert ſuccedirt ſeien. Die Gemeinde D. wollte das nicht gelten 
laſſen und erachtete das Jagdpachtrecht für erloſchen. Die hierüber an⸗ 
gegangene Bezirkshauptmannſchaft entſchied: 

„Nach $ 918 des a. b. G. B. übergehen die aus Verträgen ent⸗ 
ſtehenden Rechte und Verpflichtungen anf die Erben nur in dem Falle, 
weun fie anders nicht bloß auf perſönlichen Verbältniſſen und Fähtg⸗ 
keiten beruhen. Nach § 1448 des a. b. G. B. erkoſchen ſolche Nechte 
und Verhbindlichkeiten, welche auf die Perſon eingeſchränkt find. Da 
nun zufolge § 3 der Miniſterialverordnung vom 15. December 1852 
als Pächter der Jagd nur derjenige zuzulaſſen tft, gegen welchen in 
dieſer Eigenſchaft kein Bedenken obwaltet, ſo iſt es unzweifelhaft, daß 
das Jagdrecht, als ein lediglich an die Perſon gebundenes Recht, mit 
dem Tode des Jagdberechtigten, reſp. des Jagdpächters, erlischt und 
au deſſen Erben eben fo wenig übergeht, wie die Berechtigung zuin 
Waffenbeſitze eines mit einem Waffeupaſſe Betheilten. Den Erben des 


Gemeindejagdpächters wird daher die Augübung der Jagd auf dem 
Gebiete der Gemeinde D. untersagt und eine neue Licilation der Ges 
meiudejagd angeordnet.“ 

Dagegen recurrirten die Erben und Rechtsnachfolger des Jagd⸗ 
pächters, und ſuchten zu dedueiren, daß nach den Beſtimmungen des 
bürgerlichen Geſetzbuches fie auch das Jagdpachtrecht geerbt hätten. 

Die Statihalterei gab dem Recurſe Folge, behob die recurririe 
Entſcheidung und begründete dies wie folgt: 

„Der verſtorbene Jagdpächter bat die Gemeindejagd vom Jahre 
1868 bis 1873 laut eiuer bei den Acten erliegenden Verlragsurkunde 
gepachtet. Die Recurrenten find als Erben des Verſtorbeuen in deſſen 
Rechte eingetreten, und zwar im Sinne der 88 547, 918 und 1448 
des g. b. G. B. Der von der Bezirkshauptmauuſchaft vornusge⸗ 
ſetzte Ball, daß das aus dem Jagdpachtverkrage erfließende Jagdrecht 
nur anf perſönlichen Verhältniſſen und Fähigkeiten beruhe, trifft hier 
nicht zu; das Jagdrecht iſt nicht auf die Perſon des Pächters einge⸗ 
ſchränkt, ſondern er kann dasſelbe auch durch fette Jäger ausüben 
laſſen. Auch betrifft dieſes Recht nicht perſönliche Handlungen des Ver⸗ 
ſtorbenen. Der $ 3 der Miniſterialverordnung vom 15 December 1852 
beſtimmt lediglich, daß als Pächter der Jagd nur derjenige zuzulaſſen 
iſt, gegen welchen in dieſer Beziehung kein Bedenken obwaltet Unter 
der Vorausſetzung, daß den Erben des verſtorbenen abgenamiten Jagd⸗ 
pächterz kein politiſches Bedenken im Wege ſteht, muß denſelben da⸗ 
her auf die Dauer des erwähnten Pachtvertrages und unter den Bes 
dingungen desſelben das Jagdrecht in D. znerkannt werden.“ 

Hiergegen wieder recurrirte die Gemeinde D. und teug vor, daß 
nach komiſchem Rechte das Jagdrecht ein Privatrecht des Grundbeſitzers 
geweſen ſei, nach öſterreſchiſchem Rechte aber ſei etz ein öffentliches 
Recht und ſei durch Geſege, dem öffentlichen Rechtsgebiete angehörig, 
geregelt. Man dürfe nicht ſchonungslos jagen und nicht Jeder dust 
jagen, Die politiſche Behörde müſſe einen Gemeindejagdpacht geneh⸗ 
migen. Das Jagdrecht erſcheine als em zus personalissimum, ei fei 
lein Vermögensrecht im Sinne des Pripatrechtes, es ſel ein Annehm⸗ 
lichkeitsbefugniß, welches nebenher ein Erträgniß abwerfen könne. In; 
manchen Ländern ſei fogar die Jagd ein Regal, und wenn das für 
Oeſterreich auch nicht zutreffe, jo ſei das Jagdrecht doch kein Privat⸗ 
recht, welches cedirt, abgetreten und vererbt werden könne. Wie ſolle 
es gehen, weun Weiber Erben jeien? Brauche eine Gemeinde, welche 
einen ordentlichen, anſtändigen Jagdpächter gehabt, ſich deſſen lieder⸗ 
lichen Erben gefallen zu laſſen? u. ſ. w. 

Allein das k. k. Ackerbauminiſterium beſtätigte unterm 10. Be 
Ie 3. 519, die Entſcheidung der Statthalterel „aus deren 
Gründen“. 


. 


Handhabung der Straſßenpolizei iſt das ſtrafpolizeiliche Ein⸗ 
eiten des Geineindevorſtehers nicht erft von der Grlaffung 
einer diesbezüglichen ortspolizeilichen Vorſchrift bedingt. 

Die Gemeindevorſtehung B. zeigte dem dortigen Bezirkgamte an, 
daß ſie den Joſef J. wegen elgenmächtlger Handlung und Hemmung 
der Paſfage gemäß § 19 a b. G B. und der Miniſterialverordnung 
vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, zu einer Geldſtrafe 
von 5 fl., zur Tragung der Commiſſionskoſten von 5 fl. ſowle zum 
Erſatze der Koſten für Herſtellung des beſchädigten Gemeindewegeß pr. 
40 kr. verurtheift habe, weil derſelhe durch allerlei Räuke feinen Nach⸗ 
barn das Fahren auf einer Parcelle des Gemeindeweges zu verleiden 
ſuchte und endlich durch Aushebung eines zwei Schuh tiefen Grabens 
die Paſſage ganz unmöglich gemacht hat. In dieſer Anzeige bat nun 
der Gemeiudevorſtand, das Bezirksamt wolle die executive Durchfüh⸗ 
rung dieſes längſt rechtskräftigen Erkeuntniſſes veranfaffeır. 

Das Bezirksamt forderke den J. auf, die ihm auferlegten Zah⸗ 
lungen bei Vermeidung der Execution binnen acht Tagen zu leiſten. 
Dagegen brachte J. bei dem Bezirksamte einen Recurs gegen das 
Straferkenntniß der Gemeinde ein, über welchen das Bezirksamt jedoch 
die längſt rechtskräftige Entſcheidung der Gemeinde beſtätigte. 

Die Landesregierung hob das von dem Bezirksamte beſtätigte 
Straferkenutuiß der Gemeinde wegen Mangel des Thatbeſtandes einer 
als ſtrafbar erklärten Handlung auf Die Mofivirung lautete : 

„Das unmittelbare Einſchreiten des Gemeindevorſlandes gegen 
die von Joſef J. vorgenomniene Störung der Communication auf 
einem öffentlichen Gemeindewege iſt zwar volllemmen im Geſeße be⸗ 
gründet und die Amtshandlung desselben, inſoweit fie die Beſeifigung 
der Verkehrsſtörung bezweckte, nach § 27, Punkt 3 der ſchleſiſchen Ge⸗ 


meindeordnung correct. Allein der Gemeindevorſtand hätte als orts⸗ 
polizeiliche Strafbehörde eine Strafe gegen J. wegen Henmuung der 
öffentlichen Paſſage, nachdem dagegen eine ſpertelle Verordnung in 
Schleſien nicht beſteht, nur dann ausſprechen können, wenn, was nicht 
geſchehen iſt, der Gemeindegusſchuß mit Rückſicht auf § 34, oder der 
Gemeindevorſteher mit Rückſicht auf § 58 der Genteindeordnung, eine 
den vorliegenden Fall betreffende Vorſchrift erlaſſen hätte, worin zu⸗ 
gleich gegen die Nichtbefolgung derselben eine beſtimmte Strafe am 
droht worden wäre Es mangelt alfo der Thatbeſtaud einer als ſtraf⸗ 
bar erklärten Handlung. 

Die von dem Gemeindevorſtande berufene Miniſterlalverordnung 
vom 30. September 1857, dann die kafſerliche Verordnung vom 
20. April 1854 konnten hier nicht angewendet werden weil erſtere kein 
allgemeines Polizeigeſetz iſt, und weil rückſichtlich der lezteren das Vor⸗ 
gehen des J. ein polzetwidriges Verhalten nicht involvirt.“ 

Ueber den Miniſterialrecurs der Gemeindevorſtehung in B. gegen 
das losſprechende Erkenntniß der Landesregierung entſchied das Mm: 
ſterium des Innert unterm 30. März 1870, 8. 2197, folgender 
Welſe:; 

Ader durch die neuerlich gepflogenen Erhebungen ſtchergeſtellt 
iſt, daß Joſef J. nicht deu Gemeſudeweg, Sondern einen in dieſen ei 
mündenden Privatweg abgegraben hat, ergibt ſich nun, daß die poli 
ſchen Behörden gar nicht competent waren, über dieſe Beſttzſtörung 
abzuſprechen; e werden daher ſowohl die Entſcheidung der Landes 
reglerung, als auch die Erkenutniſſe des Bezirksamtes und der Gi 
meindevorſtehung B. wegen Incompetenz aufgehoben. 

Das Miniſterium gab jedoch dem Laudespräſidtum zu bemerken; 
„daß der Entſcheidung der Landesbehörde keinesfalls hätte beigeſtimmt 
werden können, da dieſelbe die dem Joſeſ J. damals noch zur Laſt 
gelegte Abgrabung eines öffeutlichen Weges als eine nicht ſtrafbare 

andlung bezeichnet, während doch die Verordnung des mähriſch⸗ſchle⸗ 

hen Landesguberntunns vom 12. März 1819, 8. 950, alle Beſchä⸗ 
digungen von Straßen für ſtrafbar erklärt und das Strafausmaß hre⸗ 
für feſtſtellt, und überhaupt bei einer derarkigen Amtshaudlung den 
Gemeindevorſtehern die Handhabung der Straßenpolizet und den poli⸗ 
tſſchen Behörden die Erfüllung der ihnen nach 8 24 des Kiffen 
Straßengeſetzes obliegenden Verpflichtung, dafür zu ſorgen, daß die Be⸗ 
näpung der öffentlichen Straßen und Wege für Jedermann ungehin⸗ 
dert bleibe, in vielen Fällen unmöglich gemacht oder wenigſtenz ſehr 
erſchwert würde.“ Sp. 


Berordnungen. 


Erlaß bes k. k. Mintfterinms für Landesvertheidrgung vom 10. Deceniber 1870, 
Z. 2848 U, betreffend eine Berichtigung zur Juſtruction zue Ausführ ung des 
Wehrgeſetzes . 

Auf Grund eines Miniſterrathsbeſchluſſes werden die Abjäpe a und h des 9 41 
der Juſtruction zur Aubßführung des Wehrgeſetzes dohin modifteirt, daß elbe zu 
Tauten haben: 

„) von dent Dibcefawvorftanbe iu ein Prieſterſemluar aufgeonmen find und bie 
Theologie ſtudlren; 
b) in einen von der Kirche approbirten Orden eingekleidet ind und entweder e⸗ 
zeitd Theofogie jtubicen oder in dent Jahre, in welchenn fie aſſenlirt werden, die 
theologischen Studien beginnen oder fortſetzen, oder“ 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 10. Jänner 1871, 3. 18.824, betreffend 
die Modalitäten der Entlaſſung ungarſſcher Stnatsaugehöriger nus dem dortigen 
Staatsverbande. 


Im Nachhange zu dem hierorkigen Erlaſſe vom 7. December 1870, 9. 15.115, 
hetreffenb den Vorgung bet Verleihung des Hellnatgrechtes und des öſtetreichiſchen 
Stoctabürgerrechleh an einen Angehörigen der Länder der ungarischen route beehre 
ich mich, Euer .... z eröffnen, daß laut Mittheilung des k. ungariſchen Mintfte- 
riums des Innern von 22. December 1870, 3. 21.161, ungariſche Staaldangehbrige 


) Die urſprünglichen Worte ber Suftruction lauten; 
„Unter Ganbiboten des geiſtlichen Standes der katholſchen Kirche Find solche 
verſtanden, welche 
a) von dent Diöcejanvorftanbe in fein Prlefterfentiner aufgenommen ober 
bj in einen von der Kirche approbierten Orben eingeklelbet find, 
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iu Beiden Fällen, wenn fie Theologie ftubiten, ober — 


die Enttaffung aus dem dortigen Staalsverbande und hierüber augufertigenbe Urkun. 
den un von dem gedachten k. ungariſchen Miuiſteriunt erhalten können 

Dieſe Enllaſſungsurkunden werben übrigens an ungarſſche Staatsbürgen 
wenn fie zum Zwelke ber Elubürgerung in dem Diesfeitigen Staatsgebiet nachgeſuch 
erden, mur dann, wenn die Biltſteller nachwetfen, daß ihnen die Verleihung des 
ferzeichifehen Gtaatsbfirgerrecbtes uiid bie Aufnahme in den Verbund einer öfter: 
reichſſchen Gemeinde in Ausſicht geftellt ift, ausgefolgt und iu der Form von Aus. 
wanderungsbewllligungen mit ungariſchem und deutſchenn Tete ausgefertigt werden 


Perſonalien. 


ine Majeſtät haben dem Hof. und Mumiſterfalrache im gemeinſamen 
Miniſterhun des Aeußern Anton Hammer Ritter v. Nemes bau daß Ritter: 
kreuz des k. ungarischen St. Stephan» Ordens larfrei, ferner bem Huf. und Mini- 
ſterialſeeretür Gabriel v. Vari daß Mitterkreug del Franz Jeſeph - Ordens 
verliehen. 

Seine Majeftit haben dem Seetionsrathe im Miniſterlum des Aeußern 
Carl Freiherrn v. Buſchmann den Titel und Charakter eines Hof⸗ und Mini- 
ſterlatrathes, und dem Hof. nud Miniſterjalſerelür Carl Becke ren Denken 
berg ben Titel eines egotiongrathes verliehen 

Seine Majeftit hoben jedem der beiden Näthe deg Wiener Magiftrates 
Franz Späth und Auguſtin Dawfitfcher das Mitterkreug bed Franz Joseph, 
Ordens verliehen. 

Senne Majeftät haben dem Telegraphenamlsofficialen I. Cl. Alois Oz l. 

in Salzburg den Titel und Rang eines Telegraphenamtgcontrolorg 


berge 
verliehen. 

Seine Majeſtat haben den bisherigen Schapmeiftersabfuneten Qulpin Leit 
ner unter Beibehaltung der Stelle als Hofwaffenmuſeumsvorſtaud zum k. k. Schal, 
meiſter eruaunt 

Seine Maſeſtät haben den. Oberfinanzrathe bel der nlederöſterrelchſſchen 
Fiuanzlendesdltectton Anton Barch ett t eine Oberftuanzratheſteſle J. GL. bel del 
ſelben verllehen, 

Seine Majeſtäl haben dem Oberfinanzrathe Joſ⸗py Friedrſch Ott die 
Oberfiuanzrathoſtelle I, El, ber der ſtelermärklſchen Binanzlanbeäbicestion verliehen, 

Seine Majeftäi haben bie Oberfinanzräthe Anton Macho t ka und Franz 
Feverfeil zu Oberfinangräthen j. El, bel der böhmischen Binanglanbesbtrection 
ernannt und dem Finauzbezfrkobfrector in Prag Oberfinanzratbe Franz Kora b 
eine Oberffnanzrathsſtelle iur Orendum der genannten Flnanzlandeobehörde verliehen, 

Seine Majeſlät haben den Finanzralh und Finanzbezirkobirector in Pilfen 
Franz Mitſch ka zum Finalgbezlrlsdlreckor in Prag mit Titel und Charakter einc 
Oberfinanzratheg ernannt 

Seine Majeſtät haben geſtattel, daß dem Hofrathe bei der galtziſchen Finanz- 
landeadtrection Leopold Prachtel Ritter v. Mora wlan ski bei beſſen Penfio- 
nirung die A. h. Bufriebeuheit bekannt gegeben werde. 

Seine Maſeſiät haben den Oberfſnanzrath Johann v. Wittemberski zum 
Oberftnanzralhe 1. El. Gel ber galizſſchen Finanzlandesdireclion ernannt. 

Seine Majeſtät haben en Finonzſecrelare der böhmischen Rinanzfanhes- 
direcklon Auguftin Müldner bei deſſen Penſionfrung tarfret den Titel und Cha 
rakter eines Finanzrathes verllehen. 


Erledigungen. 


Goncepländfuncteuftelle bel der k. 1. Dirertion der Slaatstelegraphen mit 
600 fl. Gehalt und 120 fl. Ouartiergelb Jährlich, eventuell mit 500 fl. Gehalt und 
120 fl. Quartlergeld jahrlich, bis 6 Din. (Aanlabl, Nr. 46.) 

Colenlanzenfteſle [ir den Mechuungäbienft bel der Finanzlandrodtreclton in 
Graz ualt deut Taggelde non 1 fl. bis 10. März. (Minteblatt Pr. 46.) 

Förſtersrechnungsfüührersſtelle II. Cl. bei dem 1 I. Forſtamte in Auſſee mit 
525 fl. Jahresgehalt, 10 pct. Qnortlergeld oder Naturalquartier und 16 Klafter 
Holzdeputat, gegen Caution, bis 15. Marz, (Amtebl. Nr. 46.) 

Affiftententteile an der ſteſerm lanbſchaftl. techniſchen Hochschule in Groz mit 
500 fl. Gehalt bis 28, Februar. (Amtobl Nr. 47.) 

Afflftentenftelle an der k. k. Forſtokademte zu Moriabenme für Phyflologle, 
Naturgeſchichte und Pflanzenehre, mit 600 fl. nebſt freier Wohnung. (Amtsst. Ar. 47%, 

Nehnungsfübrersftelle bei der Lottogefälisbirection für die Wiener Spiele nut 
1260 fl. Gehalt und 210 fl Duartiergel Gehe Cautlon, eventuell Rechnungs: 
führeroſteſſe für die Linzer Spiele mit 1155 fl. Gehalt und 200 fl. Duartiergeld, ge. 
gen Caution, bis 6. Marz. (Amtobl. Nr, 80.) 

Armtnarztensſtelle in Zuiſchenbräcken mit 600 fl. Jahreoremuneralion bie 
Ende Februar, (Amtobl Nr 50.) 

Einnefmersftelle beim Hauptzollomte I. GL. auf ben Paſſauer Bahnhöfe mit 
1100 fl. Gehalt. Naturalquortier oder 10 Pt. Quartiergeld, gegen Cantion, Dis 
Mitte Marz. (Amisbl. Ne. 50.) 


Im Selbſtverlage des Verfaſſers ſind erſchienen und wer⸗ 
den gegen Einſendung des Betrages franco Linz zugeſendet: 


Dr. Carl v. Kißling: Bemerkungen zur Reform der Ver⸗ 


waltung. 25 kr. 
— — Die Regulirung der beſtehenden Mafferbezugsrerhte. 
50 kr. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Fur den Druck verantwortlich C. Pilteri. 


